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Rheinisches Revier

Der Landtag hat über die Zukunft
des Rheinischen Braunkohlere-

viers diskutiert. Grundlage war die
Leitentscheidung der Landesregie-
rang. S. 3

Plenum

Die Lage der Kliniken, die Debat-
te "um eine/n Polizeibeauftragte/n,
Hilfe für die Gastronomie oder die

Arzneimittelversorgung - mit die-
sen und weiteren Themen hat sich

das Plenum befasst. S. 4-6

Grundschule
Die Größe von Grundschulklassen

in Nordrhein-Westfalen hat den

Landtag beschäftigt. Der Aktuellen
Stunde lagen Anträge der Opposi-
tionsfraktionen von FDP und A£D

zugrunde. 7

Debattenkultur

Wie viel Streit verträgt die Demo-
kratie? Unter dieser Leitfrage stand
das aktuelle Parlamentsgespräch,
zu dem der Präsident des Land-

tags. Andre Kaper, eingeladen
hatte. S. 14

Debatte über psychotherapeutische Versorgung



13. September 2023 - Die SPD-Fraktion beklagt "Defizite in der psychotherapeutischen Versorgung" im Land. Viele Menschen litten nach Corona
noch immer unter den Folgen von Einsamkeit und seelischen Erkrankungen, heißt es in einem Antrag ('! 8/3566). In einer Anhörung des Ausschus-
ses für Arbeit, Gesundheit und Soziales äußerten sich Sachverständige dazu.

Unterversorgt seien ländliche Regionen, aber
auch Stadtteile mit vielen Arbeitslosen, einem

hohen Anteil an Migrantinnen und Migran-
ten, Geflüchteten sowie Menschen in prekären
Verhältnissen. Die Lebensbedingungen dort
führten zu einem erhöhten Risiko seelischer

Erkrankungen. Der russische Angriffskrieg ge-
gen die Ukraine könne die Situation weiter ver-
schärfen. Expertenschätzungen zufolge werde
ein Drittel der geflüchteten Menschen aus der
Ukraine eine seelische Erkrankung entwickeln.
"Diesen Menschen muss ein Anspruch auf
Sprachmittlung in der Psychotherapie gewähr-
leistet werden, so die Fraktion.

Eine der SPD-Forderungen: Die Landes-
regierung solle sich gemeinsam mit
dem Bund für eine Reform der psy-
chotherapeutischen Bedarfspla-
nung einsetzen.

Die Psychotherapeutenkammer Nordrhein-
Westfalen sieht das in ihrer schrifdichen Stel-

lungnahme für den Ausschuss ähnlich. Psy-
chische Erkrankungen erzeugten "sehr viel
individuelles Leid und beksten das soziale Um-

feld aller Betroffenen". Die Kammer führt zudem

den volkswirtschaftlichen Schaden durch psychi-
sehe Erkrankungen an: "Siamachen mittlerweile
fast die Hälfte aller Zugänge in die Erwerbsmin-
derung aus und waren 2022 die dritthäufigste
Ursache für Arbeitsunfähigkeit in Deutschland.

Die Versorgung, der Bevölkerung sei vor
allem in strukturschwachen Regionen nicht
gewährleistet, so die Kammer. Sie führt dies

u. a. auf "Webfehler der Bedarfspla-
nungs-Richtlinie zurück, die An-

fang der 1990.er-Jahre eingeführt
wurde.. Von, Anfang an seien zu
wenig niedergelassene Psycho-

therapeutinnen und -therapeuten eingeplant
worden. Der Bedarf werde "bis heute gravie-
rend unterschätzt". Betroffen seien in Nord-

rhein-Westfalen besonders stark Menschen auf

dem Land. "Es ist nicht hinzunehmen, dass ih-

nen weite Wege zur Psychotherapie mit langen
Wartezeiten auf Behandlungsplätze zugemutet
werden, insbesondere wenn es um die Behand-

langen von Kindern geht."
Benachteiligt würden aber auch Betroffene

im Ruhrgebiet. Seit der Reform der Bedarfspla-
nung von 2017 seien dort etwa 85 neue Zulas-
sungsmöglichkeiten genehmigt worden. Erfor-
derlich wären aber rund 300 gewesen, schreibt
die Kammer.

Die Kassenärztlichen Vereinigungen (KV)
Nordrhein sowie Westfalen-Lippe beurteilen
die Lage anders. "Die aktuelle psychothera-
peutische Versorgungssituation in Nordrhein
ist nach den Kriterien der Bedarfsplanungs-
Richtlinie grundsätzlich als gut zu bewerten",
schreibt die KV Nordrhein. In ihrem Zustän-

digkeitsbereich lägen die Versorgungsgrade
aktuell zwischen 108 und 247 Prozent. Um das

Angebot "trotz der bestehenden rechnerischen
Uberversorgung weiter auszubauen, setze man
auf das Instrument "Sonderbedarf". Aktuell

arbeiteten in der Region Nordrhein mehr als
270 Psychotherapeuünnen und Psychothera-
peuten im Rahmen des Sonderbedarfs. Sie sei-
en "zusätzlich im System und ebenfaüs an der
Sicherstellung der Versorgung beteiligt"

Es sei fraglich, ob der im SPD-Antrag geschil-
derte erhöhte Versorgungsbedarf durch die
Corona-Pandemie, Armut oder die Auswirkun-

gen des russischen Angriffskriegs in der Ukra-
ine "tatsächlich langfristig und nachhaltig ist",
schreibt die KV Westfalen-Lippe. Der Bedarf
sei "nicht quantifizierbar . Dies sei fiir eine re-
gionale Anpassung der Bedarfsplanung aber er-
forderlich. Der Gemeinsame Bundesausschuss,

das oberste Beschlussgremium der Selbstver-
waltung im deutschen Gesundheitswesen, habe
"nach mehrmaliger Prüfung ausdrücklich da-
von Abstand genommen, soziostrukturelle As-
pekte (.Armut) in die Bedarfsplanung einflie-
ßen zu lassen". Begründung: Die kleinräumige
Datenlage sei schlecht, ein Zusammenhang von
Armut und Krankheit bisher nicht belegt.

Auch veränderte gesellschaftliche Strukturen
trügen dazu bei, dass mehr Menschen ambulan-
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te Psychotherapien m Anspruch nähnien, heißt
es in der Stellungnahme der Techniker Kran-
kenkasse (TK): "Medial getriggerte Schönheits-
ideale führen zu Essstörungen und Mobbing in
Netzwerken sogar zu Suizidgedanken." Auch die
Definition, wdche seelische Abweichung als eine
"krankheitswertige psychische Störung" gelte,
habe sich verändert: »Wir müssen uns beispiels-
weise heutzutage auch mit Themen wie Medien-
und Onlinesucht auseinandersetzen."

Die steigende Nachfrage nach Psychothe-
rapie und die ungleich verteilten Therapeuten-
kapazitäten seien durch bisherige Anpassun-
gen der Bedarfsplanungen und Reformen der
Psychotherapie-RichtÜnie noch nicht zufrie-
denstellend kompensiert worden, so die TK.
Gleichwohl sei in den vergangenen Jahren im
Land viel unternommen worden, um das psy-
chotherapeutische Versorgungsangebot zu ver-
bessern. Dies führe planerisch dazu, dass es kei-
ne unterversorgten Regionen gebe. Ansätze zur
effizienteren Nutzung der Kapazitäten sieht die
Krankenkasse u. a. in Videosprechstunden und
Gruppentherapien. Die Techniker Kranken-
kasse weist - wie auch die KV Westfalen-Lippe
- darauf hin, dass kein Anspruch auf Dolmet-
Seherinnen oder Dolmetscher bestehe.

Marco Set 'tz
(CDU)

CD
R raktion

(SPDJ

Fraktioi

. spielt für uns eine entscheidende Rolle in der modernen
Gesundheitsversorgung. Sie ermöglicht Menschen, ihre psy-
chische Gesundheit zu erhalten, zu verbessern und psychische
Erkrankungen zu behandeln. Sie ist ein wesentlicher Bestand-
teil einer umfassenden Gesundheitsversorgung und trägt zur
Schaffung einer gesünderen Gesellschaft bei.

.. kann mit mehr Kassensitzen für Psychotherapeutinnen
und Psychotherapeuten verbessert werden. Hierfür muss die
sogenannte Bedarfsplanungs-Richtlinie der realen Nachfrage
angepasst werden. Insbesondere das Ruhrgebiet und ländli-
ehe Regionen sind unterversorgt.

SPD NRW
Die Fraktion

Betroffene warteten durchschnittlich 22 Wo-
chen auf einen Psvchotherapi eplati;, heißt es

in einer Stellungnahme der Patientenvertre-
tung "Deutsche DepressionsLiga" Für sie und
ihre Angehörigen bedeute die Wartezeit Hoff-
nungslosigkeit, Verzweiflung und Resignation.
Das Warten sei »kräftezefarend und manchmal

sogar lebensgefährlich" Um auf das Thema
aufmerksam zu machen, habe man die Aktion

"<i22WochenWarten" gestartet und sich mit ei-
ner Petition an die Bundesregierung gewandt

Der Verein hat seiner Stellungnahme Be-
richte von Betroffenen beigefügt. Ein Beispiel:
"Ich war viel zu krank, um mich selber um einen

latz zu kümmern. Wir wohnen in einer kleinen

Stadt, und da gibt es wenig Möglichkeiten. Mein
lann hat dann telefoniert. Eine Therapeutin in

der Nähe war telefonisch erreichbar. Ich kam auf
die Liste, 9 Monate Wartezeit! (... ) Die Klinik
war dann meine eiiizige Möglichkeit. Dort habe
ich eine Ärztin keiinengelernt, die eine Praxis
aufmachen wollte. Wartezeit 7 Monate!" ..

(Grüne)

Freie
Demokraten

Br. Mär Vince

... ist ein wichtiger Aspekt ganzheitlicher Gesundheitsver-
sorgung und muss verbessert werden. Die Landesregierung
arbeitet zum Beispiel daran, eine Regelung umzusetzen, die
es künftig möglich macht, in Regionen mit erhöhtem Bedarf,
in denen aber nominell ausreichend Arztsitze vorhanden sind,
zusätzliche Sitze einzurichten. Diese sollten besonders für Psy-
chotherapeutinnen und -therapeuten genutzt werden.

... ist ein wichtiger Baustein in unserem Gesundheitswesen.
Psychische Gesundheit ist eine wesentliche Voraussetzung für
Lebensquaiität und soziale Teilhabe. Das Angebot an Thera-
pieplätzen ist angesichts zunehmender Bedarfe aber nicht
ausreichend. Deshalb brauchen wir klare Vorgaben für die
Bedarfsplanung, um die Versorgung vor allem in ländlichen
Regionen und im Ruhrgebiet zu verbessern.

... bedarf einer patientenorientierten Umstrukturierung zur
Sicherstellung einer bedarfsorientieren flächendeckenden
Versorgung.

Alle schriftlich eingegangenen Stellungnahmen finden Sie
unter www. landtag. nrw. de.

Seite 10



der Frak

.. brauchen einen sicheren Raum, in dem sie ihre Gedanken,
Gefühle und Verhaltensweisen reflektieren können. Dies för-

dert das Verständnis der eigenen Psyche und unterstützt bei
der Bewältigung von Depressionen, Angststörungen, Trau-
mata und Suchterkrankungen. Durch psychotherapeutische
Interventionen können sie effektive Bewältigungsstrategien
erlernen und ihre Lebensqualität verbessern.

... benötigen schnell Hilfe, damit seelische Erkrankungen
nicht stärker werden und auf Dauer bleiben. Fast jede bzw.
jeder Zweite in unserem Land leidet im Laufe des Lebens an
einer seelischen Erkrankung. Alle anderen sind als Angehörige
betroffen. Seelische Gesundheit geht uns alle an!

., auf einen Therapieplatz sind viel zu lang und müssen
auf verschiedenen Ebenen angegangen werden. Die Sicher-
Stellung eines angemessenen Zugangs zur psychischen Ge-
sundheitsversorgung ist von entscheidender Bedeutung, um
Menschen in Not angemessen zu unterstützen und psychische
Gesundheitsprobleme effektiv behandeln zu können.

... von durchschnittlich 142 Tagen zwischen Erstgespräch
und Psychotherapie sind quälend. Die Lösungen sind bekannt:
mehr Studienplätze, mehr Kassensitze, mehr Terminvermitt-

lungen, mehr Gruppenpsychotherapie, mehr digitale Ange-
böte.

.. waren erheblich, auf die Psychotherapie und die psychi-
sehe Gesundheit weltweit. Sie führten zu einer Zunahme von

Angststörungen, Depressionen, Isolation und anderen psychi-
sehen Gesundheitsproblemen. Die Menschen haben versucht,
mit den Herausforderungen der Pandemie umzugehen, ent-
sprechend ist die Nachfrage nach psychotherapeutischer Ver-
sorgung gestiegen.

... werden uns über Jahre beschäftigen. Die Angst vor Erkran-
kung und Tod sowie die Reduktion von sozialen Kontakten
haben seelische Belastungen und Erkrankungen bei vielen
von uns verstärkt. Wir benötigen mehr Hilfsangebote und
Aufklärung für die seelische Gesundheit, damit aus der Virus-
Pandemie keine soziale Pandemie wird.

.. haben sehr individuelle Bedürfnisse, für die wir unter-
schiedlkhe Angebote brauchen. So muss darüber diskutiert
werden, ob bei den Terminservicestellen Kontingente für
bestimmte Gruppen wie beispielsweise schwer Erkrankte
vorgehalten werden und mit welchen Maßnahmen chronisch
Erkrankte besser unterstützt werden können.

.. sind zu lang. Das birgt die Gefahr, dass sich der Gesund-
heitszustand der Betroffenen verschlechtert und chronisch
werden könnte. Deshalb brauchen wir auf Bundesebene die

Reform der psychotherapeutischen Bedarfsplanung und mög-
licherweise eine Überarbeitung der Vorgaben für die Termin-
servicestellen.

... haben sich vor allem bei Kindern und Jugendlichen als
erhöhte Belastungen gezeigt. Gerade für sie sind Präventi-
onsangebote wichtig, um psychische Erkrankungen gar nicht
erst entstehen zu lassen. Deshalb fördert die Landesregierung
niedrigschwellige gruppentherapeutische Angebote für Kin-
der und Jugendliche, die präventiven Charakter haben.

.. sind laut einer repräsentativen Studie des Robert Koch-
Instituts rund 30 Prozent der Menschen in Deutschland. Im-
mer mehr Menschen leiden an Depressionen, Burn-out oder
anderen psychischen Erkrankungen. Es wird daher Zeit, dass
niemand mehr stigmatisiert wird, wenn er sich psychothera-
peutische Hilfe sucht. Und die Therapieplatzsuche darf nicht
dem Herumirren in einem Labyrinth ähneln.

... fühlen sich im Stich gelassen und dürfen über die aktuell
sehr langen Wartezeiten auf einen Therapieplatz nicht mit ih-
ren Sorgen und Nöten alleine gelassen werden.

... sind so nicht hinnehmbar und müssen dringend reduziert
werden. Bereits 2019 warteten rund 40 Prozent der Patientin-
nen und Patienten mindestens drei bis neun Monate auf einen

Therapieplatz. Das bedeutet für Betroffene und Angehörige
häufig Hoffnungslosigkeit, Verzweiflung und Resignation. Ziel
sollte es daher sein, dass niemand länger als zwei Wochen auf
einen Therapieplatz warten sollte.

... sind unzumutbar lang und tragen so oft zu einer nachhal-
tigen Verschlechterung des Gesundheitszustandes und damit
auch einer schlechteren Prognose bei.

... sind immer noch spürbar. Die Pandemie hat mit den psychi-
sehen Belastungen in Folge der Schutzmaßnahmen die seelische
Gesundheit vieler Menschen verschlechtert und damit die Ver-

sorgungslage verschärft. Ängste, Sorgen und depressive Sym-
ptome haben vor allem bei jungen Menschen zugenommen.
Die während der Pandemie eingeführten Videosprechstunden
sollen als ergänzendes Angebot fortgesetzt werden.

.. .zeigen sich nachhaltig in der psychischen Gesundheit der
Bevölkerung. "Social distancing", Ausgangssperren und Pa-
nikmache haben zu einer drastischen Verschlechterung der
allgemeinen psychischen Gesundheit und zu explodierenden
FaHzahlen geführt.


